
Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms für den Landkreis Northeim, Abwägungssynopse zum dritten öffentlichen Beteiligungsverfahren

Wird gefolgt
Bei den aufgeführten Textziffern mit Klammerzusätzen handelt es sich entsprechend der Einwendung um die jeweiligen Satznummern der Festlegungen. Zur Klarstellung wird in der Legende ein entsprechender
Lesehinweis aufgenommen.

Stellungnehmer-ID: 80 Stellungnahme-ID: 87 BE-ID: 153 Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig  - Dez. 2
Dokument: Zeichnerische Darstellung zum 3. RROP-Entwurf Gliederungspunkt: Zeichnerische Darstellung zum 3. RROP-Entwurf
Einwendung:
Zeichnerische Darstellung, Abschnitt 4.1.3 Ziffer 06  

Die Festlegung des VR Straße von regionaler Bedeutung zwischen Kreiensen und Einbeck ist in der Zeichnerischen Darstellung durch eine Vielzahl überlagernder Festlegungen in der Lesbarkeit stark eingeschränkt.
Die überlagernden Festlegungen sollen entflochten und optimiert werden. 

Ich bitte Sie, die Zeichnerische Darstellung in Gänze auf Normenklarheit und Lesbarkeit zu prüfen und ggf. zu optimieren. 

Abwägung:
Wird gefolgt
Zur Verbesserung der Darstellbarkeit wird die Zeichnerische Darstellung im angesprochenen Bereich optimiert.

Die Zeichnerische Darstellung wird erneut auf Normenklarheit und Lesbarkeit überprüft und ggf. optimiert.

Stellungnehmer-ID: 80 Stellungnahme-ID: 87 BE-ID: 148 Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig  - Dez. 2
Dokument: Beschreibende Darstellung zum 3. RROP-Entwurf Gliederungspunkt: Beschreibende Darstellung zum 3. RROP-Entwurf
Einwendung:
3. Sonstige Hinweise aus Sicht der oberen Landesplanungsbehörde  

Beschreibende Darstellung, Allgemein  

Im LROP sind Regelungsaufträge für die Träger der Regionalplanung enthalten, die bei Nichtumsetzung in der Regel eine Dokumentation der sachlichen/räumlichen Nichtbetroffenheit bzw. der Abwägung erfordern
(Kategorie umsetzungspflichtige Ziele und Grundsätze des LROP). Dies kann sowohl im RROP als auch in einem separaten Dokument erfolgen, welches dem ArL spätestens zum Zeitpunkt des Genehmigungsantrags
vorzulegen ist. 

Der vorliegende Planentwurf enthält in der Begründung Erläuterungen, aus welchen Gründen bestimmte Regelungsaufträge des LROP nicht umgesetzt wurden. Diese Erläuterungen erstrecken sich aber nicht auf
alle Regelungsaufträge. Es wird empfohlen, eine Auflistung der Handlungserfordernisse des LROP, von denen Sie zulässigerweise keinen Gebrauch machen, dem ArL BS in einer gesonderten
Dokumentation/Abwägung im Rahmen des Genehmigungsantrags vorzulegen. Hierzu kann die Checkliste „Kategorisierung von LROP Regelungen – Handlungserfordernisse im Rahmen der Aufstellung von
Regionalen Raumordnungsprogrammen“ als Dokumentationsgrundlage verwendet werden. 

Abwägung:
Wird teilweise / sinngemäß gefolgt
Es wird ein Abgleich anhand der im Einwand genannten Checkliste vorgenommen und eine Dokumentation zur Umsetzung der Regelungsaufträge aus dem LROP in einem separaten Dokument erfolgen, welches
spätestens mit dem Genehmigungsantrag eingereicht werden wird.
Aus Gründen der Nachvollziehbarkeit wird an der aktuellen Begründung zum RROP festgehalten und die Nichtumsetzung bestimmter Regelungsaufträge des LROP, bspw. zu RROP-Abschnitt 4.1.1 Ziffer 03, weiterhin
im RROP begründet.

Stellungnehmer-ID: 78 Stellungnahme-ID: 86 BE-ID: 211 Bürgerinitiative Pro Leinetal
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Dokument: Beschreibende Darstellung zum 3. RROP-Entwurf Gliederungspunkt: 2.1 Entwicklung der Siedlungsstruktur
Einwendung:
Die Bürgerinitiative (BI) Pro Leinetal setzt sich für den Erhalt der Kulturlandschaft im Leinetal / Moringer Becken und für den Erhalt der äußerst fruchtbaren Ackerböden mit all ihren wertbestimmenden Elementen
für Flora, Fauna, Klima und Mensch ein. 
Die BI sieht es kritisch, dass im dritten Entwurf des Regionalen Raumordungsprogramms (RROP) für den Landkreis Northeim im Bereich Leinegraben - Moringer Becken das ca. 136 Hektar große „Vorranggebiet
industrielle Anlagen und Gewerbe“ unverändert fortgeschrieben werden soll. 
Stattdessen sollte dieses Gebiet als „Vorranggebiet Landwirtschaft“ ausgewiesen werden. 
Um den eigens definierten Zielen und Grundsätzen im RROP sowie im LROP des Landes Niedersachsen gerecht zu werden, - und damit diese wirklich zu den damit vorgesehenen Entwicklungen führen -, halten wir
Änderungen zu diversen Gliederungspunkten des RROP in der Beschreibenden Darstellung, der Begründung sowie den dazugehörigen Anlagen für zwingend erforderlich.
Eine Auflistung der Dokumente, auf die wir in unserer Stellungnahme eingehen, ist in Anlage 1 beigefügt. Auch wenn die von uns angesprochenen Punkte nicht im 3.Entwurf rot markiert sind, bedürfen sie einer
Aktualisierung bzw. Überprüfung, weil sich neue Ausgangslagen, z.B. durch das GEFEK 2025 ergeben haben. 
Wir bitten daher in jedem Fall um eingehende Prüfung unserer Stellungnahme. 

Anlage 1 
Dokumente, auf die sich die Stellungnahme der BI beziehen: 
- Beschreibende Darstellung RROP 3. Entwurf 1 / Vom: nicht bekannt
- Strategische Umweltprüfung zu den Entwürfen 1 bis 3
•	vom 14.08.2023 
•	vom 28.11.2024 
•	vom: nicht benannt 

- Avifaunistische Untersuchung der Vorranggebiete Windenergienutzung im Zuge der Neuausweisung des RROP für den Landkreis Northeim
•	Vom 25. September 2024 

- Landwirtschaftlicher Fachbeitrag zum Regionalen Raumordnungsprogramm im Landkreis Northeim
•	Vom November 2021 

- Zeichnerische_Darstellung_RROP_2.Entwurf 

- Beikarte_3_5_Vorrang_u_Vorbehaltsgebiete_Hochwasserschutz 

Zusätzlich 

- Gewerbeflächenentwicklungskonzept für die Landkreise Göttingen und Northeim / GEFEK 2025 (laut Beschluss Kreistag vom 20.06.2025). 

- NIBIS Kartenserver 

Entsprechend der folgenden Gliederungsübersicht begründen wir unseren Einwand. 
Übersicht 
1.	Vorgaben des LROP 
2.	Widersprüche innerhalb des RROP 
3.	Grenzen des Gegenstromprinzips 
4.	Bedarfsgerechte Gewerbeflächenentwicklung 
5.	UVPG-konforme Strategische Umweltprüfung 
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5.    Berücksichtigung des Landwirtschaftlichen Fachbeitrags 
6.    Obergrenzen für Flächenneuinanspruchnahme und Flächenneuversiegelung 

Im Detail 
1.	Vorgaben des LROP 

Nach § 13 Abs. 2 ROG und § 5 Abs. 3 S. 3 NROG sind die RROPs aus dem Raumordnungsplan für das Landesgebiet zu entwickeln, Ziele und Grundsätze aus dem LROP zu übernehmen und umzusetzen. 
Das unter 2.1 04 im RROP für den Landkreis Northeim formulierte Ziel „Im Bereich der BAB 7 wird in der Zeichnerischen Darstellung ein gemeindeübergreifendes Vorranggebiet industrielle Anlagen und Gewerbe
festgelegt“ steht einer ganzen Reihe von Zielen und Grundsätzen des LROP entgegen.  

widerspricht LROP 1.1 02 

Die Entwicklung der räumlichen Struktur des Landes soll gemäß Kapitel 1.1 02 LROP flächensparend, klima- und umweltverträglich erfolgen: 
„Dabei sollen 
•	die natürlichen Lebensgrundlagen gesichert und die Umweltbedingungen verbessert werden 
•	belastende Auswirkungen auf die Lebensbedingungen von Menschen, Tieren und Pflanzen vermieden oder vermindert werden 
•	die Folgen für das Klima berücksichtigt und die Möglichkeiten zur Eindämmung des Treibhauseffektes genutzt werden 
•	die Möglichkeiten zur Anpassung von Raum- und Siedlungsstrukturen an die Folgen von Klimaänderungen berücksichtigt werden 
•	die Möglichkeiten der Reduzierung der Neuinanspruchnahme und Neuversiegelung von Freiflächen ausgeschöpft werden.“ 

widerspricht LROP 2. 1 01 

Die Entwicklung der Siedlungs- und Versorgungsstruktur soll weiterentwickelt werden. 

„In der Siedlungsstruktur sollen gewachsene, das Orts- und Landschaftsbild, die Lebensweise und Identität der Bevölkerung prägende Strukturen sowie siedlungsnahe Freiräume erhalten und unter
Berücksichtigung der städtebaulichen Erfordernisse weiterentwickelt werden.“ 

widerspricht LROP 2. 1 08 

„Durch die Realisierung von touristischen Großprojekten dürfen 
historisch wertvolle Kulturlandschaften sowie gewachsene Siedlungs-, Versorgungs- und Nutzungsstrukturen nicht wesentlich beeinträchtigt und der Erholungswert der Landschaft nicht gefährdet werden.“ 

Dieses sollte auch im gleichen Maß für industrielle Großanlagen gelten.

widerspricht LROP 3.1.1 01

•	Kapitel 3.1.1 01 LROP räumt dem Erhalt von Kulturlandschaften und landwirtschaftlichen Flächen einen besonderen Schutz ein: 
•	„Die nicht durch Siedlungs- oder Verkehrsflächen in Anspruch genommenen Freiräume sollen zur Erfüllung ihrer vielfältigen Funktionen insbesondere bei der Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen,
dem Erhalt der Kulturlandschaften, der landschaftsgebundenen Erholung sowie der Land- und Forstwirtschaft erhalten werden.“

widerspricht LROP 3.1.1 02

•	Kapitel 3.1.1 02 LROP begrenzt die Flächenneuinanspruchnahme für Infrastruktureinrichtungen: 
•	„Die weitere Inanspruchnahme von Freiräumen für die Siedlungsentwicklung, den Ausbau von Verkehrswegen und sonstigen Infrastruktureinrichtungen ist zu minimieren.“
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widerspricht LROP 3.1.1 04

•	In Kapitel 3.1.1 04 LROP wird die Vorgabe des flächensparenden Umgangs mit Grund und Boden und speziell mit besonders hochwertigen Böden weiter ausgeführt: 
•	„Böden sollen als Lebensgrundlage und Lebensraum, zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und in ihrer natürlichen Leistungs- und Funktionsfähigkeit gesichert und entwickelt werden. 
•	Flächenbeanspruchende Maßnahmen sollen dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden entsprechen […]. 
•	Böden, welche die natürlichen Bodenfunktionen […] in besonderem Maß erfüllen, […] sollen erhalten und vor Maßnahmen der Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung besonders geschützt werden.“

widerspricht LROP 3.2.1 01

•	Der Erhalt der Landwirtschaft und damit der Erhalt landwirtschaftlicher Flächen sind Vorgabe gemäß Kapitel 3.2.1 01 LROP: 
•	„Die Landwirtschaft soll in allen Landesteilen als raumbedeutsamer und die Kulturlandschaft prägender Wirtschaftszweig erhalten und in ihrer sozio-ökonomischen Funktion gesichert werden.“ 

Die Fortschreibung des „Vorranggebiets industrielle Anlagen und Gewerbe / Über dem Pfingstanger“ im RROP 2.1 04 widerspricht diversen landesrechtlichen Planungsvorgaben. Es muss eine Ausweisung als ein
Vorranggebiet Landwirtschaft erfolgen. 

2. Widersprüche innerhalb des RROP 

Das unter 2.1 04 im RROP für den Landkreis Northeim formulierte Ziel „Im Bereich der BAB 7 wird in der Zeichnerischen Darstellung ein gemeindeübergreifendes Vorranggebiet industrielle Anlagen und Gewerbe
festgelegt“ steht einer ganzen Reihe von eigenen Zielsetzungen innerhalb des RROP entgegen.

RROP 2.1 04

widerspricht RROP 1.1 03

•	„Bei raumbedeutsamen Planungen und Vorhaben sollen soziale, umweltrelevante und wirtschaftliche Belange betrachtet und bewertet werden. 
•	Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll der Erhalt oder die Verbesserung der spezifischen Stärken und Potenziale des Landkreises und seiner Kulturlandschaft im Harzweserland angestrebt
werden.“ 

widerspricht RROP 1.1 05

„Bauleitplan- und Genehmigungsverfahren zu raumbedeutsamen Vorhaben sowie sonstige Planungen mit regionaler Bedeutung sollen aktuelle Erkenntnisse der möglichen Entwicklung der Bevölkerungsstruktur zur
Kenntnis nehmen und berücksichtigen.“ 

widerspricht RROP 2. 1 06

„Die Städte und Gemeinden sollen Leerstands- und Baulückenkataster führen. 
Baulücken und Leerstände sollen im Rahmen der Bauleitplanung zur Ausweisung von Wohn- oder Mischgebieten berücksichtigt werden.“

Die Fortschreibung des „Vorranggebiets industrielle Anlagen und Gewerbe / Über dem Pfingstanger“ im RROP 2.1 04 widerspricht diversen eigenen Planungsvorgaben innerhalb des RROP. Es muss eine
Ausweisung als ein Vorranggebiet Landwirtschaft erfolgen. 

3. Grenzen des Gegenstromprinzips
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Nach § 13 Abs. 2 ROG sind Flächennutzungspläne in der regionalen Raumordnungsplanung zu berücksichtigen. 
Eine Pflicht, von Inhalten des Flächennutzungsplans nicht abzuweichen, besteht jedoch nicht.
 
Der Landkreis Northeim kann bei Überarbeitung des RROP demnach durchaus begründet vom 20 Jahre alten Flächennutzungsplan der Stadt Northeim abweichen, denn
 
•	Flächennutzungspläne sind laut § 1 Abs. 4 BauGB an die Vorgaben der Raumordnung anzupassen 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/planungsinstrumente/planungsebenen-planungsraeume-stufen-der#kommunale-ebene

•	„Das in § 1 Abs. 3 Raumordnungsgesetz (ROG) geregelte Gegenstromprinzip hat vorrangig die Funktion eines Leitbildes der Raumordnung und ist Ausdruck einer bestimmten Planungskultur, geht jedoch in seinem
rechtlichen Gehalt nicht über die ausdrücklichen gesetzlichen Beteiligungs-, Abstimmungs- und Abwägungsgebote hinaus“ 
https://www.arl-net.de/system/files/media-shop/pdf/HWB%202018/Gegenstromprinzip.pdf (Seite 2)

•	Flächennutzungspläne sollten nach Kapitel 19.2.2 Abschnitt 19 VV-BbauG alle 10 Jahren überarbeitet und angepasst werden: 
Abschnitt 19 VV-BBauG, Besondere Vorschriften für den Flächennutzungsplan (§ 5) | Niedersächsisches Vorschrifteninformationssystem (NI-VORIS) 

•	Der Landkreis Northeim nimmt das gesamte Gebiet „Über dem Pfingstanger“ (Northeim West) von jeglicher Überprüfung auf Vereinbarkeit mit aktuellen rechtlichen insbesondere auch umweltrechtlichen
Vorgaben aus. Zur Begründung führt der Landkreis an, dass Gebiet sei „Bauleitplanerisch gesichert“. 

Ein Grundstück gilt nach Baurecht dann als bauleitplanerisch gesichert, wenn es "baureif" ist und die Gemeinde durch ihre Planung (z.B. einen Bebauungsplan) die Nutzung und die Infrastruktur bereits rechtlich festgelegt
hat. Das ist hier nicht der Fall.

Das oben genannte Grundstück ist aktuell landwirtschaftliche Nutzfläche. Ein Bebauungsplan liegt nicht vor. Die Erschließung ist nicht gesichert. Es liegt auch kein Gewerbebestandsgebiet vor, das bereits bebaut ist
oder aktiv genutzt wird.

Das Grundstück ist damit nicht „bauleitplanerisch gesichert“.

Der Landkreis ist daher verpflichtet, sämtliche rechtliche Vorgaben auch für das Gebiet „Über dem Pfingstanger“ anzuwenden.

Eine Fortschreibung des bislang weder konkret entwickelten noch bauleitplanerisch gesicherten Vorranggebiets ‚Industrielle Anlagen und Gewerbe – Über dem Pfingstanger‘ aus einem mehr als 20 Jahre alten
Flächennutzungsplan ist im Rahmen der Neuaufstellung des RROP aufgrund des Gegenstromprinzips nicht zwingend geboten.

4. Bedarfsgerechte Gewerbeflächenentwicklung 

•	Der Bezug auf ein über 20 Jahre altes Gewerbeflächenentwicklungskonzept (GEFEK) aus 2003 ist an sich nicht zeitgemäß und besonders dann nicht, wenn seit Sommer 2025 eine neue Fassung des GEFEK
vorliegt.
•	Das vom Kreistag am 20.06.2025 verabschiedete GEFEK 2025 bescheinigt den Landkreisen Northeim und Göttingen eine Bedarfsdeckung allein durch planerisch gesicherte, marktfähige Flächenpotenziale von
158% bis 2035 (Seite 58). 
•	Der prognostizierte Gesamtbedarf im betrachteten Zeitraum an Gewerbeflächen beträgt zusammen 91 Hektar– davon rund 32 Hektar für den Bereich des Landkreis Northeim (Seite 41). 
•	Für den Landkreis Northeim ermittelte es ein sofort marktfähiges Flächenpotenzial von über 92 Hektar (Seite 59) und ein Potenzial für Nachverdichtung in sieben Bestandsgebieten auf überschlagsweise
über 12 Hektar (Seite 82). 
•	Es räumt der Nachverdichtung und Aktivierung von Flächenpotenzialen im Bestand klar Priorität vor der Inanspruchnahme neuer Flächen ein (Seite 90 GEFEK und Beschreibende Darstellung zum RROP 2.1 11
Satz 3). 
•	Da das Gebiet „Über dem Pfingstanger“ bisher nicht bauleitplanerisch gesichert ist, kann es im GEFEK nicht als „Bestandsgewerbegebiet nach FNP“ (Seite 46) geführt werden. 
•	Es handelt sich um eine landwirtschaftliche Fläche. Die Fläche muss im GEFEK aus der Zusammenstellung der „Bestandsgewerbegebiete nach FNP“ entfernt werden. 
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Die Flächenneuinanspruchnahme von 130 Hektar hochwertigster Ackerflächen zur Ausweisung eines „Vorranggebiet industrielle Anlagen und Gewerbe“ widerspricht klar den Vorgaben nach GEFEK 2025.

5. UVPG-konforme Strategische Umweltprüfung
	
Die Ausweisung des „Vorranggebiet industrielle Anlagen und Gewerbe“ im RROP 2006 sei – wie die BI informiert wurde – aufgrund einer Übergangsregelung ohne vorherige Strategische Umweltprüfung
möglich gewesen. 
Inzwischen ist eine umfassende Umweltprüfung gesetzlich vorgeschrieben. Sie kann nicht mit Verweis auf die bloße Fortschreibung des Gebiets bzw. die bauleitplanerische Sicherung der Fläche verkürzt ausfallen.
 
Für das „Vorranggebiet industrielle Anlagen und Gewerbe / Über dem Pfingstanger“ ist ein vollständig neuer Umweltbericht gemäß § 8 ROG i. V. m. § 2 Abs. 4 BauGB und §§ 2–4 UVPG zu erstellen,
da die bisherige Umweltprüfung unvollständig, fachlich fehlerhaft und in Teilen widersprüchlich ist. Wesentliche Schutzgüter sind nicht berücksichtigt worden. Die bisherige Bewertung kann daher nicht Grundlage
einer rechtssicheren Festlegung im RROP 2026 sein.

Im Umweltbericht zum interkommunalen Gewerbegebiet wurden zentrale Schutzgüter nicht untersucht, obwohl sie nach UVPG zwingend zu prüfen sind:

•	Schutzgut Tier / Pflanze
Das Gebiet ist nachweislich Nahrungs- und Habitatsfläche des streng geschützten Rotmilans. Die Avifaunistische Untersuchung der Vorranggebiete Windenergienutzung wurde zur Umweltbewertung nicht
herangezogen. Der Bereich des Habitats vom Rotmilan beträgt bis zu 6.000 m vom Horst. Eine Versiegelung zerstört seinen natürlichen Futterraum unwiederbringlich.

Der Biber wurde 2025 erstmals im Bereich Krummel / Moore nachgewiesen – eine streng geschützter FFH-Anhang-II-Art.

Die Errichtung des geplanten Gewerbegebiets würde Lebensräume zerstören und Nahrungshabitate vernichten. 
 
•	Schutzgut Klima / Luft
Die Ackerflächen übernehmen im intakten Zustand über Kohlenstoffspeicherung, Filterung und Kühlung der Luft bedeutsame Funktionen Klima- und Umweltschutz. Ihre Versiegelung würde zu einem Verlust
dieser Bodenfunktionen führen.

Weitere Schutzgüter wurden unzureichend untersucht oder falsch bewertet:

•	Schutzgut Wasser
Eine großflächige Versiegelung von Ackerböden mit einer nutzbaren Feldkapazität von über 200 mm (NIBIS Kartenserver) würde die Zuflüsse in Krummel und Moore deutlich erhöhen hätte anders als im
Umweltgutachten geschlussfolgert durchaus erhebliche Auswirkungen auf die Wasserkreisläufe zwischen den Ortschaften Moringen und Höckelheim und auf das Hochwasserrisiko – speziell in Höckelheim:

Der Unterlauf der Moore führt regelmäßig zu Überflutungen im Bereich der Ortschaft Höckelheim. 
Es existiert dort ein beschriebenes Hochwassergefährdungsgebiet (Beikarte 3.5). 
Seit 2019 traten mehrfach Starkregenereignisse mit Überflutung der B241 auf. 
Eine Versiegelung von 135 ha erhöht das Risiko signifikant – auch bei Retentionsmaßnahmen.

•	Schutzgut Boden / Fläche
Der Feststellung, dass die Böden „überwiegend von hoher bis 
sehr hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit“ sind, folgt keine treffsichere Schlussfolgerung, dass ihre Versiegelung massive negative Auswirkungen durch den Verlust vielfältiger Bodenfunktionen und Gefährdung der
zuvor genannten Schutzgüter Pflanze, Tier, Klima, Luft und Wasser hat.

Die Neuinanspruchnahme widerspricht zudem den Flächensparzielen von Bund und Land.
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•	Schutzgut Mensch / Gesundheit
Für das Schutzgut Mensch / Gesundheit wurde mit dem Satz „Auch für diese Ortslagen sind keine zusätzlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten“ ein falsches Fazit gezogen. In Verbindung mit dem
angrenzenden Vorranggebiet Windenergie – für welches die Abstände zur Ortschaft Berwartshausen bereits unterschritten werden – ist neben der Autobahn eine erhebliche weitere Lärmbelästigung für die
Ortschaft zu erwarten. Eine kumulative Lärmbetrachtung ist nach TA Lärm zwingend erforderlich.
 
•	Schutzgut Landschaft / Erholung
Auch für das Schutzgut Landschaft / Erholung ist das Fazit „sehr geringer Bedeutung für das Landschaftserleben“ nicht treffend. Das Landschaftserleben würde für die Einwohnerinnen und Einwohner der
angrenzenden Orte, für Pendlerinnen und Pendler mit Fahrrad und PKW und für Spaziergängerinnen und Spaziergänger in der Feldmark der angrenzenden Ortschaften erheblich beeinträchtigt. Sichtbeziehungen
im Leinegraben und der offenen Tallandschaft würden durch ein Gewerbegebiet erheblich gestört.
 
Es gibt einen erheblichen Widerspruch zwischen dem Umweltbericht zum ersten Entwurf des RROP und dem aktuellen Umweltbericht:

Der erste Umweltbericht bewertete die Ausweisung des über 130 Hektar großen Gebiets als „Vorranggebiet industrielle Anlagen und Gewerbe“ insgesamt mit „relevanten negativen Umweltauswirkungen“.
Der aktuellen Fassung nach „führt die Festlegung im RROP nicht zu erheblichen negativen Umweltauswirkungen“.

Dieser Widerspruch ist nicht begründet und verletzt das Transparenzgebot.

Des Weiteren werden Konflikte mit angrenzenden Vorrangfläche Windenergienutzung nicht berücksichtigt. 
Der Abstand zwischen geplanter Gewerbefläche und der ersten Windenergieanlage (WEA) beträgt unter 50 m. Die WEA ist genehmigt und im Bau.

Aufgrund der fachlichen Mängel, unvollständigen Schutzgüterprüfung, fehlerhaften Tatsachengrundlagen und unbegründeten Änderungen der Gesamtbewertung von Entwurf zu Entwurf ist die Umweltprüfung
für das Vorranggebiet industrielle Anlagen und Gewerbe „Über dem Pfingstanger“ rechtsfehlerhaft.

Es ist ein völlig neuer Umweltbericht auf Basis § 2 UVPG Abs 1-2 zu erstellen, bevor eine Festlegung im RROP 2026 erfolgen kann.

6. Berücksichtigung des Landwirtschaftlichen Fachbeitrags

Das im Landwirtschaftlichen Fachbeitrag erläuterte Kriterium Bodengüte für das vom Landkreis Northeim selbst eingeführte Planzeichen „Vorranggebiet Landwirtschaft“ – Bodenfruchtbarkeitsstufe (BFS) 7
(äußerst hoch) auf Ackerland – ist im Bereich „Über dem Pfingstanger“ zweifelsfrei erfüllt, siehe NIBIS Kartenserver.

In keinem der drei bisherigen Entwürfe zum neuen RROP ist im Kapitel 3.2.1 02 eine stichhaltige Begründung angeführt, die eine Abweichung von den selbst gesetzten Maßgaben bzw. die Nichtberücksichtigung
des selbst eingeführten Schutzzeichens auf derartig hochwertige Böden im Bereich Northeim West rechtfertigt.

Veränderte geopolitische und umweltrelevante Rahmenbedingungen erhöhen den Wert des Ackerbaustandorts Leinegraben - Moringer Becken und seinen Schutzbedarf zusätzlich:

•	Selbstversorgung und Ernährungssouveränität gewinnen in politisch unruhigen Zeiten an Bedeutung. 
•	Der globale Bedarf an Nahrungsmitteln steigt durch eine wachsende Weltbevölkerung stetig an und muss auf einer immer kleiner werdenden landwirtschaftlichen Nutzfläche gedeckt werden. Dies erfordert, dass die
ertragreichsten Ackerflächen für die landwirtschaftliche Nutzung erhalten bleiben. Ihr Verlust durch Versiegelung etc. wirkt sich überproportional stärker aus als der Verlust ertragsschwächerer Standorte.
•	Extremwetterereignisse wie Starkregen einerseits und Dürre andererseits können von den Lössböden des Leinetals deutlich besser abgepuffert werden als von anderen Böden in anderen Regionen
Deutschlands und somit trotz klimatischer Veränderungen stabile Erträge liefern.
•	Während andere Regionen Deutschlands aufgrund der eingewanderten Schilfglasflügelzikade und der von ihr übertragenen Krankheiten schon aus dem Anbau von Zuckerrüben und Kartoffeln aussteigen,
können die Betriebe im Leinetal noch beide regional und für den gesamten deutschen Markt bedeutsamen Kulturen erfolgreich anbauen.
•	In Anbetracht der erheblichen Versiegelung fehlen Angaben zu Art, Umfang und Lage der Ausgleichsmaßnahmen. Damit kann der zusätzliche Verlust landwirtschaftlicher Nutzfläche nicht abgeschätzt werden. 
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•	Der vor- und nachgelagerte Bereich (Saatzucht, Landhandel, Verarbeitung, Technikbetriebe) ist stark von der Ackerbaufläche abhängig. Eine Reduktion der wertvollsten Böden hätte deutliche wirtschaftliche
Folgewirkungen. 

Die im NIBIS-Kartenserver klar ausgewiesene außergewöhnlich hohe Bodenfruchtbarkeit im Leinegraben - Moringer Becken erfordert die Umwandlung des „Vorranggebiets industrielle Anlagen und Gewerbe“ in
ein „Vorranggebiet Landwirtschaft“.

7. Obergrenzen für Flächenneuinanspruchnahme und Flächenneuversiegelung 

Der Landkreis Northeim ist verpflichtet, zur Einhaltung der Obergrenzen für die Flächenneuversiegelung (§1a NNatschG) und Flächenneuinanspruchnahme (Niedersächsischer Weg) beizutragen.
 
Ein zusammenhängendes „Vorranggebiet industrielle Anlagen und Gewerbe“ von über 130 ha höchst fruchtbarer Böden widerspricht diesen Vorgaben klar. Kommunale Flächennutzungspläne planen
Vorranggebiete, entbinden aber nicht von übergeordneten gesetzlichen Zielvorgaben. 
Gemäß Darstellung im NIBIS Kartenserver weist Northeim derzeit bereits einen mittleren Versiegelungsgrad auf.

Die Neuinanspruchnahme von über 130 Hektar Land widerspricht bundes- und landesrechtlichen Flächensparvorgaben.
 
Übergreifendes Gesamtfazit
 
Die Fortschreibung des Vorranggebiets „industrielle Anlagen und Gewerbe / Über dem Pfingstanger“ ist fachlich, rechtlich und planerisch nicht haltbar aufgrund:

•	fehlender Vereinbarkeit mit LROP und RROP-Zielen

•	einer Fehlinterpretation des Gegenstromprinzips
 
•	einer Fehlauslegung des Begriffs „bauleitplanerisch gesichert“ 

•	veralteter Grundlagen hinsichtlich des Gewerbeflächenbedarfs
 
•	erheblicher Fehler in der Strategischen Umweltprüfung 

•	des besonderen Schutzbedarfs von äußerst fruchtbaren Ackerflächen 

•	Nichtberücksichtigung der Flächensparziele von Bund und Land. 

Notwendige Änderung
 
Umwandlung des geplanten über 130 Hektar großen „Vorranggebiets industrielle Anlagen und Gewerbe“ im Bereich Leinegraben - Moringer Becken in ein „Vorranggebiet Landwirtschaft“.

Abwägung:
Wird nicht gefolgt
Zur Sachaufklärung und Klarstellung wird ausgeführt:
Die Festlegung des Vorranggebietes industrielle Anlagen und Gewerbe ist begründet und basiert nicht allein auf der Festlegung in den Flächennutzungsplänen bzw. deren ungeprüfte Übernahme in das RROP.
Dies ist in der Begründung zum RROP bereits entsprechend dargelegt. Aufgrund der vorgebrachten Einwände des ArL Braunschweig wird die Begründung dahingehend präzisiert (vgl. BE-ID 154 der
Abwägungssynopse zum 3. Beteiligungsverfahren). Unabhängig von bereits bestehenden Bauleitplanungen ist es die Aufgabe des Regionalplanungsträgers, im Rahmen seines planerischen Willens und Ermessens
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bereits frühzeitig potenziell konkurrierende Nutzungsansprüche an den Raum anzuerkennen und sachgerecht in die Abwägung einzustellen. Hierunter fallen aus Sicht des Regionalplanungsträgers auch die Wahrung
der kommunalen Planungshoheit sowie die Entwicklungsmöglichkeiten der Städte und Gemeinden im Hinblick auf bspw. Siedlungs- und Gewerbeentwicklung. Eine gewerbliche Entwicklung an dem als Vorranggebiet
festgelegten Standort entspricht zudem neben den Bestrebungen der Städte und Gemeinden auch den mittelfristigen Entwicklungsabsichten des Landkreises. Die politischen Gremien des Landkreises haben sich im
Rahmen der Beschlussfassung zur RROP-Neuaufstellung und der Aufstellung des GEFEK 2025 klar für eine Ausweisung von Gewerbeflächen entlang der BAB 7 positioniert.
Die Aufstellung, Überprüfung und Änderung von Flächennutzungsplänen an sich liegt in der Planungshoheit der Städte und Gemeinden und ist nicht Bestandteil des RROP bzw. dieses Beteiligungsverfahrens.
Diesbezügliche Hinweise werden daher lediglich zur Kenntnis genommen. 

Die Aussagen im Einwand, dass es sich bei dem Vorranggebiet nicht um ein bereits bauleitplanerisch gesichertes Gebiet handele, beziehen sich augenscheinlich auf den Umweltbericht zum 2. und 3. RROP-Entwurf, in
welchem entsprechende Aussagen getroffen wurden. Aufgrund der Festlegung des Gewerbegebietes in den Flächennutzungsplänen erfolgte im Zuge der RROP-Entwurfserstellung eine redaktionelle Anpassung der
verbalen Gesamtbetrachtung der Umweltauswirkungen, jedoch ausdrücklich keine veränderte Einschätzung zu den einzelnen betroffenen Schutzgütern, was sich zu Beginn der Ausführungen in unveränderter
tabellarischer Darstellungsform im Umweltbericht nachvollziehen lässt. Es ergeht an dieser Stelle der Hinweis, dass die entsprechenden Aussagen im Umweltbericht aufgrund der im aktuellen Beteiligungsverfahren
vorgebrachten Einwände klarstellend ergänzt werden. Es wird weiterführend auf die Abwägung unter der BE-ID 52 und 154 der Abwägungssynopse zum 3. Beteiligungsverfahren verwiesen. In der strategischen
Umweltprüfung (SUP) nach ROG und UVPG werden die Schutzgüter großräumig betrachtet. Die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter gem. § 8 Abs. 1 ROG wurden bereits
frühzeitig betrachtet bzw. bewertet und eine entsprechende Auseinandersetzung ist erfolgt. Dies ist im Umweltbericht zum RROP-Entwurf fortlaufend dokumentiert. Eine Prüfung der teilräumlichen Kumulation von
Umweltauswirkungen unter Berücksichtigung unterschiedlicher Festlegungen, so auch des angesprochenen Vorranggebietes Windenergienutzung, ist im Umweltbericht ebenfalls erfolgt. Die Ergebnisse des
Umweltberichts wurden fortlaufend in die Entwurfserstellung des RROP einbezogen und haben im Ergebnis zu keiner veränderten Ausweisung des Vorranggebietes industrielle Anlagen und Gewerbe geführt. 

Die Begründung unter RROP-Abschnitt 2.1 Ziffer 04 wird aufgrund der im aktuellen Beteiligungsverfahren eingegangenen Hinweise redaktionell um das Mitte des Jahres 2025 abgeschlossene GEFEK ergänzt (s. BE-ID
33 der Abwägungssynopse zum 3. Beteiligungsverfahren). Zur Analyse der Gewerbeflächensituation in den Landkreisen Göttingen und Northeim erfolgte im Rahmen der Erstellung des GEFEK 2025 eine Erfassung
bzw. Bilanzierung sämtlicher Gewerbegebiete auf Grundlage der Flächennutzungspläne bzw. der darin ausgewiesenen gewerblichen Bauflächen. Dies trifft auch auf die Flächennutzungspläne der Städte
Moringen und Northeim zu, in welchen die als Vorranggebiet industrielle Anlagen und Gewerbe festgelegte Fläche als Gewerbegebiet ausgewiesen ist. Neben der im Einwand genannten Aspekte der Nachverdichtung und
Aktivierung von Flächenpotenzialen im Bestand lautet ein weiteres Fazit des GEFEK, dass ein zentraler Aspekt die Aktivierung der zahlreichen Potenzialflächen sein wird, die derzeit nicht marktfähig sind, aber ein
enormes Potenzial für zukünftige gewerbliche Entwicklung darstellen. Das GEFEK führt Handlungsempfehlungen für eine zukunftsgerichtete Flächennutzung, -weiterentwicklung und -aktivierung auf. Diese
Handlungsempfehlungen stehen im Einklang mit den im RROP-Entwurf getroffenen Festlegungen. Es ergeht an dieser Stelle der klarstellende Hinweis, dass es sich bei dem GEFEK 2025 um ein abgeschlossenes Konzept
handelt, das nicht Bestandteil des RROP und somit auch nicht Gegenstand dieses Beteiligungsverfahrens ist. Die diesbezüglichen Hinweise zum GEFEK werden daher lediglich zur Kenntnis genommen. 

Der in der Einwendung vorgetragene Vorwurf einer fehlenden Vereinbarkeit des VR Industrielle Anlagen und Gewerbe zu Festlegungen des RROP-Entwurfes und des aktuell gültigen LROP 2022 wird entschieden
zurückgewiesen. Der Regionalplanungsträger ist verpflichtet, potenziell konkurrierende Nutzungsansprüche an den Raum und an das begrenzte Schutzgut Fläche zu identifizieren, gegeneinanderzustellen und im
Sinne einer gesamträumlichen Steuerung und im Sinne einer landkreisweiten endabgewogenen und sachgerechten Planung gegeneinander abzuwägen. Hierbei sind alle Belange gemessen an ihrer Wertigkeit und
Besonderheiten sachgerecht einzubeziehen. Dem ist der Regionalplanungsträger mit seinem RROP-Entwurf nachgekommen, eine Unverhältnismäßigkeit der Gewichtung ist bei den Festlegungen und Abwägungen
nicht erkennbar. Ein Widerspruch zur geltenden Rechtslage ist daraus nicht abzuleiten. Für die Abwägung und Festlegung von regionalplanerischen Vorranggebieten (als Zielen der Raumordnung) ist ferner zu prüfen,
ob konkurrierende Belange der Durchsetzung der mit einem Vorrang belegten Nutzung unüberwindbar entgegenstehen. Im Falle des Vorranggebietes industrielle Anlagen und Gewerbe kann nach Überprüfung der
unterschiedlichen Nutzungsansprüche im Rahmen der Erarbeitung des RROP-Entwurfes prognostiziert werden, dass sich eine gewerbliche Nutzung überwiegend auf der Fläche durchsetzen kann. Die im Einwand
vorgebrachten Argumente führen zu keiner abweichenden Erkenntnis.

Die Einwendung enthält ferner keine Hinweise zu geänderten Festlegungen (Präklusionswirkung nach § 9 Abs. 2 Satz 4 ROG greift aus den vorherigen Beteiligungsverfahren für die erneute Auslegung mit
eingeschränkter Beteiligung nach § 9 Abs. 3 ROG gem. Bekanntmachung) bzw. planerischen für die Abwägung relevanten Hinweise, die nicht bereits berücksichtigt wurden. Aus der Einwendung resultiert kein
Anpassungsbedarf.

Stellungnehmer-ID: 30 Stellungnahme-ID: 35 BE-ID: 32 WRGN - Wirtschaftsförderung Region Göttingen Northeim GmbH
Dokument: Beschreibende Darstellung zum 3. RROP-Entwurf Gliederungspunkt: 2.1 Entwicklung der Siedlungsstruktur
Einwendung:
folgende Anmerkungen aus Sicht der Wirtschaftsförderung: 
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